Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1763 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Freiherr von Fircks r Dr. Czaja r Frau 
Jacobi (Marl) r Storni, Hein (Salzgitter-Lebenstedt), 
Rock, Dr. Becher (Pullach), Dr. Gruhl und 
der Fraktion der CDU/CSU 


betr. die wirtschaftliche, soziale, berufliche und gesell- 
schaftliche Eingliederung der Aussiedler 


Der 5. Deutsche Bundestag hat am 2. Juli 1969 einstimmig die 
Bundesregierung ersucht, bei internationalen Verhandlungen 
und Gesprächen für die Verwirklichung der Menschenrechte 
auch für die Deutschen einzutreten, die in den Vertreibungs- 
gebieten wohnen, damit der auf ihnen lastende Druck, die Hei- 
mat zu verlassen, beseitigt werde. Die Bundesregierung wurde 
aufgefordert, sich für das international anerkannte Recht der 
Freizügigkeit im gleichen Zusammenhang insbesondere auch 
bei der Familienzusammenführung einzusetzen, eine Darstel- 
lung der gegenwärtigen Situation der Deutschen in den Ver- 
treibungsgebieten und bei der Aufnahme in die Bundesrepublik 
Deutschland vorzulegen sowie einen ständigen Beirat für Fra- 
gen der Aussiedler von sachkundigen Personen beim zuständi- 
gen Ministerium zu bilden. 

Nach Angaben des Deutschen Roten Kreuzes soll die Zahl der 
Aussiedler aus den Vertreibungsgebieten in den nächsten Wo- 
chen und Monaten erheblich zunehmen. Bei der sozialen und 
wirtschaftlichen Eingliederung dieser Deutschen ergeben sich 
vor allem Schwierigkeiten in Bezug auf die Bewertung der 
schulischen und beruflichen Ausbildung, ferner bei der woh- 
nungsmäßigen Unterbringung, bei der Unterbringung im erlern- 
ten Beruf sowie bei der Einfügung in die Gesellschaft. 

Durch Kriegs- und Nachkriegsereignisse sowie durch die men- 
schenrechtswidrige Behandlung der Deutschen in den Vertrei- 
bungsgebieten und durch die Obhutspflicht der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber diesen Menschen bedingt, erwachsen 
zentrale Aufgaben. Diesen Deutschen stehen alle Grundrechte 
zu, die das Grundgesetz gewährleistet. Bund und Länder sind 
verpflichtet, alle Vorkehrungen zur Lösung der sich daraus 
ergebenden humanitären Aufgaben zu treffen. 


Buchdrudterei P. Meier, 5205 St. Augustin 1, Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (02229) 6 35 51 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Beabsichtigt die Bundesregierung, der vom 5. Deutschen 
Bundestag in Drucksache V/4483 einstimmig gegebenen 
Empfehlung zu entsprechen, einen Beirat aus sachkundigen 
Vertretern der Bundesregierung, der Länder, der Lands- 
mannschaften, des Deutschen Roten Kreuzes, der Fraktio- 
nen des Deutschen Bundestages beim zuständigen Bundes- 
ministerium zu bilden? 

2. Welche Maßnahmen wurden getroffen, um angesichts der 
absinkenden Ergebnisse des öffentlich geförderten Woh- 
nungsbaus und der steigenden Baukosten die Aussiedler 
in Wohnungen zumutbar unterzubringen, ohne dabei die 
Mobilität — Erreichbarkeit angemessener Arbeitsplätze — 
zu behindern? 

3. Werden die Beiträge des Bundes zur Finanzierung des 
Wohnungsbaus für Aussiedler immer noch erst in dem auf 
ihre Ankunft in der Bundesrepublik Deutschland folgenden 
Jahr den Ländern zugewiesen? 

4. Reichen die vom Bund bereitgestellten öffentlichen Dar- 
lehen und Zuschüsse für die wohnungsmäßige Unterbrin- 
gung je Aussiedler zum Bau von Wohnungen im Rahmen 
der Mietobergrenzen und zu erschwinglichen Mieten für 
die Aussiedler heute noch aus und wie ist sichergestellt, 
daß die Länder tatsächlich die Aufstockung der Bundesmit- 
tel vornehmen? 

5. Gibt es eine wirksame Kontrolle, die sicherstellt, daß die 
zugunsten der Unterbringung von Aussiedlern bereitge- 
stellten und der allgemeinen Wohnungsbauförderung zu- 
fließenden Mittel tatsächlich voll zur raschen wohnungs- 
mäßigen Unterbringung von Aussiedlern Verwendung 
finden? 

6. Gibt es eine Übersicht über die Bildungswege der Aussied- 
ler sowie der weiterführenden Schulen, Qualifikationen 
und beruflichen Laufbahnen in den wichtigsten Herkunfts- 
ländern? 

7. Gibt es eine zwischen allen zuständigen Behörden verein- 
barte gemeinsame Bewertung und Wertung jener Qualifi- 
kationen, die die Aussiedler in den Schulen und in der 
Berufsausbildung ihrer Heimat erworben haben und wird 
sich die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den Län- 
dern und mit der Kultusministerkonferenz um die Ausar- 
beitung einer Empfehlung von Bewertungsrichtlinien für 
schulische Zeugnisse und berufliche Qualifikationen der 
Aussiedler bemühen, die in der ganzen Bundesrepublik 
Deutschland gültig sind? 
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8. Werden die zuständigen Bundesministerien ihre Befugnisse 
zum Erlaß einer Rechtsverordnung zwecks einheitlicher 
Qualifikation im Bereich der gewerblichen Wirtschaft (§ 40 
Abs. 2 der Handwerksordnung im Zusammenhang mit § 7 
Abs. 7 und § 43 Abs. 2 des Ausbildungsförderungsgesetzes) 
auch zugunsten der Aussiedler wahrnehmen und wird das 
Bundeswirtschaftsministerium in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesarbeitsministerium und der Bundesanstalt für Arbeit 
die Bemühungen zur Eingliederung von Personen mit von 
den deutschen Laufbahnvorschriften unterschiedlichen Qua- 
lifikationen intensiver als bisher unterstützen? 

9. Genügt die Zahl der Kurse der Arbeitsverwaltungen für 
Umschulung und ergänzende Ausbildung dieses Personen- 
kreises und stehen für diese Kurse genügend Lehrpersonen 
mit entsprechenden Sprachkenntnissen zur Verfügung? 

10. Sind die Förderschulen und Förderklassen für Kinder von 
Aussiedlern und Jugendlichen in genügender Zahl vorhan- 
den und reicht die Zahl der darin tätigen Lehrpersonen; 
und ist die staatliche Unterstützung der Förderklassen und 
die Besoldung der Lehrpersonen mit staatlicher Hilfe auch 
dort ausreichend, wo diese Schulen und Klassen im Bereich 
des privaten Schulwesens betrieben werden, ausreichend? 

11. Ist gewährleistet, daß Jugendliche mit fortgeschrittener, 
aber unterbrochener Schul- und Hochschulausbildung und 
mit Zeugnissen aus dem höheren Hochschulwesen ihre 
schulische Ausbildung ohne übermäßigen Zeitverlust mit 
Hilfe staatlicher Ergänzungskurse fortsetzen können? 

12. Trifft es zu, daß angesichts der hohen Kosten bei der Exi- 
stenzgründung und der Deckung des Nachholbedarfs die 
Eltern von Schülern und Jugendlichen in Förderschulen und 
Förderklassen Kosten der internatsmäßigen Unterbringung 
aus eigenen Mitteln auch dann nicht tragen können, wenn 
die Einnahmen über dem Richtsatz der Sozialhilfe liegen, 
weil sie sonst die berufliche Ausbildung ihrer Kinder ab- 
brechen mit der Folge, daß sie in eine Abwehrstellung ge- 
gen unsere Gesellschaftsordnung geraten? 

13. Beabsichtigt die Bundesregierung Ziffer XXII des Bundes- 
jugendplanes dahin gehend zu erweitern, daß Aussiedler 
von Internats- und Umschulungskosten befreit werden? 

14. Gibt es genügend Einrichtungen für die besonderen Um- 
schulungsformen bereits berufstätig gewesener Aussiedler 
und für die Erwachsenenbildung dieses Personenkreises 
sowie ausreichende finanzielle Hilfen für den Verdienst- 
ausfall? 
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15. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern, Kirchen, Gewerkschaften, 
Berufsverbänden und Kommunen auf die schwierigen Fra- 
gen der gesellschaftlichen Eingliederung der Aussiedler, 
insbesondere der Jugendlichen, aufmerksam zu machen? 

16. Beabsichtigt die Bundesregierung, an staatlich geförderte 
Institutionen Forschungsaufträge zu geben, die die Fest- 
stellung der besonderen Härten und Schwierigkeiten der 
Eingliederung und ihre Ergebnisse zum Gegenstand haben? 

17. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Prozentsatz der- 
jenigen Aussiedler, die Landwirte sind, und ist die Bundes- 
regierung bereit, in Zusammenarbeit mit den Ländern die 
Siedlungsmittel für die kommenden Jahre so aufzustocken, 
daß — ohne Einschränkung für die schon in der Bundes- 
republik Deutschland wohnenden Anwärter aus dem Kreis 
der Vertriebenen und Flüchtlinge - — - die jetzt hinzukom- 
menden angemessen und unverzüglich berücksichtigt wer- 
den können? 


Bonn, den 22. Januar 1971 


Freiherr von Fircks 
Dr. Czaja 

Frau Jacobi (Marl) 

Storm 

Hein (Salzgitter-Lebenstedt) 
Rock 

Dr. Becher (Pullach) 

Dr. Gruhl 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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